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Verordnung über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst  

für Lehrämter bei beschränkten Kapazitäten  

(LehrZul-VO). 

Vom 21. Juni 2013. 

(enthält die Änd. vom 19.12.2013, Änd. vom 23.5.2014, Änd. vom 16.12.2014, Änd. vom 

14.4.2015, Änd. vom 10.12.2015, Änd. vom 1.4.2016, Änd. vom 22.3.2017, Änd. vom   

1.8.2017 und Änd. vom 29.12.2017) 

 

Aufgrund des § 30 Abs. 6 des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 22. Februar  2013 (GVBl. LSA S. 68), zuletzt geändert durch Arti-

kel 3 des Gesetzes vom 23. Januar 2013 (GVBl. LSA S. 38, 44), in Verbindung mit Abschnitt 

II Nr. 6 des Beschlusses der Landesregierung über den Aufbau der Landesregierung Sach-

sen-Anhalt und die Abgrenzung der Geschäftsbereiche vom 24. Mai/7. Juni 2016 (MBl. LSA 

S. 369), geändert durch Beschluss vom 20. September 2016 (MBl. LSA S. 549), wird ver-

ordnet: 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Verordnung regelt die Zulassung zum Vorbereitungsdienst bei beschränkten Ausbil-

dungskapazitäten für die Laufbahnen der Lehrämter an 

 

1. Grundschulen, 

2. Sekundarschulen, 

3. Gymnasien, 

4. Förderschulen und 

5. berufsbildenden Schulen. 

 

§ 2 

Termine, Fristen, Bewerbungsunterlagen 

 

(1) Einstellungstermine eines jeden Jahres sind der 1. April und der 1. September. Bewer-

bungsschluss für eine Einstellung zum 1. April ist der 15. Januar des jeweiligen Jahres 

mit einer Nachreichfrist ausschließlich für Zeugnisse der Ersten Staatsprüfung oder einer 

als gleichwertig anerkannten Prüfung bis zum 15. Februar des jeweiligen Jahres. Bewer-

bungsschluss für eine Einstellung zum 1. September ist der 30. April des jeweiligen Jah-
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res mit einer Nachreichfrist ausschließlich für Zeugnisse der Ersten Staatsprüfung oder 

einer als gleichwertig anerkannten Prüfung bis zum 1. Juli des jeweiligen Jahres. Es 

werden im Zulassungsverfahren nur diejenigen Bewerberinnen und Bewerber berück-

sichtigt, die ihre Bewerbungsunterlagen fristgerecht und vollständig eingereicht haben 

und die Zeugnisse der Ersten Staatsprüfung oder einer als gleichwertig anerkannten 

Prüfung innerhalb der Nachreichfristen ergänzt haben. 

 

(2) Die Stellenausschreibungen mit den amtlichen Vordrucken werden jährlich durch die 

oberste Schulbehörde im Internet unter www.mk.sachsen-anhalt.de/vorbereitungsdienst 

veröffentlicht. Die Bewerbungen sind auf den amtlichen Vordrucken beim Landesschul-

amt einzureichen. Der Bewerbung sind die in dem amtlichen Vordruck geforderten Un-

terlagen und Nachweise beizufügen. Von Bewerberinnen und Bewerbern mit den Unter-

richtsfächern evangelische und katholische Religion ist eine vorläufige Bevollmächti-

gung der zuständigen Landeskirche einzuholen, die spätestens nach erfolgreicher Be-

werbung zur Einstellung in den Vorbereitungsdienst vorzulegen ist.  

 

(3) Bei der Entscheidung über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst werden nur solche 

Umstände berücksichtigt, die mit der Bewerbung schriftlich dargelegt und nachgewiesen 

werden. Die Nachweise sind durch amtlich beglaubigte Kopien oder Abschriften zu füh-

ren. 

 

§ 3 

Ausbildungskapazität 

 

(1) Die Anzahl der Ausbildungsplätze im Vorbereitungsdienst für die Lehrämter wird be-

grenzt.  

 

(2) Die Anzahl der Ausbildungsplätze je Lehramt zum jeweiligen Einstellungstermin ermittelt 

sich aus den im für die oberste Schulbehörde geltenden Einzelplan ausgebrachten und 

zum jeweiligen Einstellungstermin freien Stellen für Lehramtsanwärterinnen und Lehr-

amtsanwärter sowie Studienreferendarinnen und Studienreferendare und den eingestell-

ten Mitteln. 

Die so ermittelten Zulassungszahlen je Lehramt für die jeweiligen Einstellungstermine 

ergeben sich jeweils aus der Anlage. Sie ist Bestandteil dieser Verordnung.  

 

(3) Die Anzahl der Fachausbildungsplätze zum jeweiligen Einstellungstermin wird begrenzt 

durch: 

http://www.mk.sachsen-anhalt.de/vorbereitungsdienst
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1. die Anzahl der vorgehaltenen Fachseminarleitungen, wobei die Anzahl von 22 Fach-

ausbildungsplätzen pro Seminar nicht überschritten werden darf,  

2. die Maßgaben der Verordnung über den Vorbereitungsdienst und die Laufbahnprü-

fung für ein Lehramt im Land Sachsen-Anhalt vom 13. Juli 2011 (GVBl. LSA S. 623) 

in der jeweils geltenden Fassung, 

3. die Aufnahmekapazität der Ausbildungsschulen der jeweiligen Schulform im Hinblick 

auf die Unterrichtsfächer laut Ausbildungsprofil, soweit diese nicht an allen Schulen 

des Landes in der jeweiligen Schulform unterrichtet werden. 

Die Anzahl der zur Verfügung stehenden Fachausbildungsplätze berechnet sich aus der 

Differenz der sich entsprechend Nummer 1 ergebenden Höchstgrenzen der zu belegen-

den Plätze und den zum jeweiligen Einstellungstermin besetzten Plätzen. Für ein sich 

aus Nummer 3 ergebendes Unterrichtsfach müssen pro Lehrkraft im Vorbereitungsdienst 

mindestens zwei, in der Regel vier Lerngruppen sowie in der Regel zwei Mentorinnen 

oder Mentoren pro Schule zur Verfügung stehen. Die Anzahl dieser möglichen Fachaus-

bildungsplätze ergibt sich aus der Differenz der Anzahl der zur Verfügung stehenden 

Schulen und den besetzten Plätzen. 

 

(4) Die nach Absatz 3 ermittelten Fachausbildungsplätze sind durch die oberste Schulbehör-

de in der Stellenausschreibung gemäß § 2 Abs. 2 bekannt zu geben. 

 

§ 4 

Allgemeine Grundsätze für das Zulassungsverfahren; 

Festlegung des besonderen Bedarfs 

 

(1) Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst wird durch das Landesschulamt vorgenommen. 

 

(2) Das Zulassungsverfahren wird getrennt nach den einzelnen Lehrämtern durchgeführt. 

Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst eines Lehramtes kann nur erfolgen, wenn ein 

Ausbildungsplatz für das Lehramt und die betreffenden Fachausbildungsplätze zur Ver-

fügung stehen. 

 

(3) Gesondert können bis zu 50 v. H. der in einem Lehramt zur Verfügung stehenden Aus-

bildungsplätze an Bewerberinnen oder Bewerber mit Abschluss in Fächern, sonderpäda-

gogischen Fachrichtungen oder beruflichen Fachrichtungen nach fachlicher Leistung 

gemäß § 7 vergeben werden, für die das Land einen besonderen Bedarf hat. Der beson-

dere Bedarf wird wie folgt ermittelt: 
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1. Die auf der Grundlage der jährlichen Erhebung des Kultusministeriums zur Unter-

richtsversorgung ermittelte Datenlage zum fachbezogenen Arbeitsvermögen des 

Lehrkräftebestands und dem sich daraus ergebenen Fachbedarf wird unter Berück-

sichtigung der prognostizierten Schülerzahlen und den zum Zeitpunkt der Erhebung 

vorliegenden Daten zur Personalbestandsentwicklung fortgeschrieben und so der 

Fachbedarf zum Zeitpunkt der Beendigung des Vorbereitungsdienstes ermittelt.  

 

Das fachbezogene Arbeitsvermögen einer Lehrkraft bestimmt sich aus dem Verhält-

nis der Vertragswochenstundenzahl abzüglich der nicht für den Unterricht vorgese-

henen Lehrerwochenstunden zur Anzahl der Ausbildungsfächer. 

 

Das zum Zeitpunkt der Beendigung des Vorbereitungsdienstes für ein Fach oder eine 

Fachrichtung verfügbare Arbeitsvermögen wird verglichen mit dem für diesen Zeit-

punkt anhand der Schülerzahlenentwicklung prognostizierten Bedarf. Übersteigt der 

Fachbedarf zum Zeitpunkt der Beendigung des Vorbereitungsdienstes das Arbeits-

vermögen des Lehrkräftebestands um mindestens zweiundzwanzig Vollzeitlehrerein-

heiten, ist von einem besonderen Bedarf für dieses Fach auszugehen.  

 

Aus allen Plätzen für Fächer oder Fachrichtungen mit besonderem Bedarf ergibt sich 

die Anzahl der Plätze für ein Fach oder eine Fachrichtung durch Ansatz des Anteils 

des für dieses Fach oder diese Fachrichtung ermittelten Defizits am insgesamt für al-

le Fächer oder Fachrichtungen mit besonderem Bedarf ermittelten Defizit. Die Aus-

weisung der Plätze erfolgt ganzzahlig ohne Berücksichtigung der Nachkommastellen. 

Der verbleibende dezimale Rest wird summiert und kann für den nach Nummer 2 

ermittelten Bedarf berücksichtigt werden. 

 

2. Ein besonderer Bedarf begründet sich auch, wenn die Schulbehörde mit der Geneh-

migung von inhaltlichen Schwerpunkten gemäß § 5 Abs. 1 Satz 3 oder § 6 Abs. 1 

Satz 3 des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt oder mit der Genehmigung 

von besonderen Projekten Verpflichtungen zur Vorhaltung entsprechend ausgebilde-

ter Lehrkräfte eingeht. 

 

(4) Die nach Absatz 3 ermittelten Bedarfsfächer und Bedarfsfachrichtungen sind durch die 

oberste Schulbehörde in der Stellenausschreibung gemäß § 2 Abs. 2 bekannt zu geben. 

 

(5) Stehen für ein Lehramt weniger als zehn Ausbildungsplätze zur Verfügung, kann von 

diesen ein Ausbildungsplatz für einen außergewöhnlichen Härtefall vergeben werden. 
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§ 5 

Auswahl bei außergewöhnlichen Härtefällen 

 

(1) Eine außergewöhnliche Härte ist in nachfolgenden Fällen gegeben: 

1. Eigenschaft als schwerbehinderte oder gleichgestellte behinderte Menschen gemäß 

§ 2 Abs 2 oder 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilha-

be behinderter Menschen – vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046, 1047), zuletzt geän-

dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2598), in der 

jeweils geltenden Fassung, 

2. alleinige Betreuung von oder alleinige Unterhaltspflicht gegenüber einem minder-

jährigen Kind oder einer nicht erwerbsfähigen, von der Bewerberin oder vom Bewer-

ber allein abhängigen Person. 

Die Umstände, die eine außergewöhnliche Härte darstellen können, werden nur berück-

sichtigt, wenn sie mit dem Antrag auf Zulassung zum Vorbereitungsdienst schriftlich 

dargelegt und nachgewiesen werden. 

 

(2) Es sind zunächst die schwerbehinderten oder gleichgestellten behinderten Bewerberin-

nen und Bewerber nach dem Grad ihrer Behinderung, sodann die unterhalts-pflichtigen 

oder betreuenden Bewerberinnen und Bewerber nach der Zahl der Unterhaltsberechtig-

ten oder zu Betreuenden zu berücksichtigen.  

 

§ 6 

Auswahl nach Dauer der Wartezeit 

 

(1) Für jede fristgerecht und mit den erforderlichen Unterlagen für dasselbe Lehramt einge-

gangene, jedoch erfolglose ununterbrochene Bewerbung für die Zulassung zum Vorbe-

reitungsdienst zum jeweiligen Einstellungstermin wird ein Wartepunkt im folgenden Ein-

stellungstermin angerechnet. Für Zeiten, in denen und vor denen die Bewerberin oder 

der Bewerber den Vorbereitungsdienst in einem anderen Bundesland absolviert, werden 

keine Wartezeiten erworben und bereits erworbene Wartezeiten verfallen. 

 

(2) Hat die Bewerberin oder der Bewerber aus einem von ihr oder ihm nicht zu vertretenden 

Grund von der Zulassung zu einem Einstellungstermin keinen Gebrauch gemacht, gilt 

die Folge der Bewerbungen als nicht unterbrochen. Beruft sich die Bewerberin oder der 

Bewerber auf Schutzvorschriften, die sie oder ihn berechtigen oder berechtigen würden, 
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von einer Zulassung keinen Gebrauch zu machen, gilt auch ein solcher Grund als von 

ihr oder ihm nicht zu vertreten. 

 

(3) Hat die Bewerberin oder der Bewerber ihre oder seine Bewerbung unterbrochen oder 

aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund von der Zulassung zu einem Einstel-

lungstermin keinen Gebrauch gemacht, gilt die nächste Bewerbung bei der Ermittlung 

der anrechenbaren Wartezeiten als erste Bewerbung. 

 

(4) Bewerberinnen und Bewerber, die 

1. eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a Abs. 1 oder 2 des Grundgesetzes erfüllt oder 

freiwilligen Wehrdienst gemäß § 54 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 15. August 2011 (BGBl. I S. 1730), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 730), in der jeweils gel-

tenden Fassung, oder einen mindestens sechsmonatigen Bundesfreiwilligendienst 

gemäß dem Bundesfreiwilligendienstgesetz  vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687), in 

der jeweils geltenden Fassung, geleistet haben oder 

2. eine mindestens zweijährige Tätigkeit als Entwicklungshelferin oder Entwicklungshel-

fer gemäß dem Entwicklungshelfer-Gesetz  vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), zu-

letzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I 

S. 2854, 2922), in der jeweils geltenden Fassung, geleistet haben oder 

3. den Jugendfreiwilligendienst gemäß dem Jugendfreiwilligendienstegesetz  vom 

16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842), geändert durch Artikel 30 des Gesetzes vom 

20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854, 2923), in der jeweils geltenden Fassung, ge-

leistet haben, 

werden innerhalb der erreichten Wartepunkte unter Berücksichtigung der nachgewiese-

nen Zeiten vorrangig berücksichtigt. 

Die Tatbestände nach Satz 1 werden nur berücksichtigt, wenn sie mit dem Antrag auf 

Zulassung zum Vorbereitungsdienst schriftlich dargelegt und nachgewiesen werden. 

 

§ 7 

Auswahl nach fachlicher Leistung 

 

Für die Auswahl nach fachlicher Leistung werden Ranglisten, nach dem als Dezimalzahl mit 

einer Dezimalstelle nach dem Komma ausgewiesenen Gesamtergebnis der Ersten Staats-

prüfung oder des durch das Landesprüfungsamt für Lehrämter Sachsen-Anhalt als gleich-

wertig anerkannten Abschlusses, erstellt. Enthält das Prüfungszeugnis kein Gesamt-

ergebnis oder das Gesamtergebnis wird nicht als Dezimalzahl ausgewiesen, wird dieses aus 
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den Einzelzensuren als Dezimalzahl mit einer nicht gerundeten Dezimalstelle nach dem 

Komma auf Grundlage der Verordnung über die Ersten Staatsprüfungen für Lehrämter an 

allgemein bildenden Schulen im Land Sachsen-Anhalt vom 26. März 2008 (GVBl. LSA 

S. 76), geändert durch Verordnung vom 6. Juni 2011 (GVBl. LSA S. 588), in der jeweils gel-

tenden Fassung, ermittelt. Ist die Ermittlung des Gesamtergebnisses nicht möglich, hat die 

Bewerberin oder der Bewerber innerhalb einer Frist den Nachweis eines Gesamtergebnisses 

in Form einer Dezimalzahl zu erbringen. 

 

§ 8 

Ranggleichheit 

 

Haben bei der Vergabe der Ausbildungsplätze nach §§ 5 bis 7 mehrere Bewerberinnen und 

Bewerber desselben Auswahlkriteriums den gleichen Rang, können jedoch nicht alle gleich-

zeitig eingestellt werden, ist unter ihnen in den Fällen der §§ 5 und 6 nach Maßgabe der 

fachlichen Leistung (§ 7) und in den Fällen des § 7 nach Maßgabe der Wartezeit (§ 6) aus-

zuwählen. Bei gleicher Wartezeit in den Fällen des § 7 und bei gleicher fachlicher Leistung in 

den Fällen der §§ 5 und 6 erfolgt die Vergabe in der Reihenfolge des Eingangs der vollstän-

digen Bewerbung unter Berücksichtigung der Nachreichfrist des § 2 Abs. 1.  

 

§ 9 

Nachrückverfahren 

 

(1) Die zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber haben innerhalb der im Zulassungs-

bescheid bestimmten Frist schriftlich mitzuteilen, dass sie den Vorbereitungsdienst zum 

vorgesehenen Einstellungstermin antreten werden. Geht diese Erklärung nicht fristge-

recht ein, wird die Zulassung unwirksam. 

 

(2) Tritt eine zugelassene Bewerberin oder ein zugelassener Bewerber zum Einstellungs-

termin den Vorbereitungsdienst nicht an, so wird die Zulassung unwirksam.  

 

(3) An die Stelle einer Bewerberin oder eines Bewerbers, deren oder dessen Zulassung 

unwirksam geworden ist, tritt eine oder ein zu diesem Einstellungstermin nicht zugelas-

sene Bewerberin oder zugelassener Bewerber, die oder der nach den §§ 5 bis 8 zu er-

mitteln ist. 

 

(4) Werden Ausbildungsplätze in den einzelnen Lehrämtern aus Gründen, die zum Zeitpunkt 

der Ermittlung der Ausbildungsplätze nach § 3 noch nicht bekannt waren, bis zum jewei-
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ligen Einstellungstermin zusätzlich frei, so können diese im Nachrückverfahren entspre-

chend den §§ 5 bis 8 in den Lehrämtern, in denen Sie frei geworden sind, vergeben wer-

den, ohne dass es einer gesonderten Ausschreibung bedarf. 

 

(5) Für das Nachrückverfahren werden zunächst die Bewerbungen berücksichtigt, die frist-

gerecht und vollständig eingereicht wurden. Bewerbungen, die nach den in § 2 Abs. 1 

genannten Fristen eingereicht oder vervollständigt wurden, können in das Nachrückver-

fahren erst dann einbezogen werden, wenn nach Berücksichtigung aller ordnungsgemä-

ßen Bewerbungen noch freie Ausbildungsplätze vorhanden sind und eine Einstellung in 

den Vorbereitungsdienst noch zeitlich vertretbar bis zum Einstellungstermin umgesetzt 

werden kann. 

 
(6) Sollten zum Einstellungstermin 1. September nicht alle für das jeweilige Lehramt ausge-

wiesenen Plätze mangels Bewerberinnen oder Bewerber besetzt werden, kann das 

Nachrückverfahren für dieses Lehramt ausnahmsweise für Bewerberinnen oder Bewer-

ber, die ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen bis zum 30. Oktober vorlegen, geöff-

net werden. 

 
 

§ 10 

Übergangsregelung 

Bewerberinnen und Bewerbern, die sich vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung um einen 

Ausbildungsplatz für den Vorbereitungsdienst erfolglos beworben haben, bleibt die Anrech-

nung der Wartezeit erhalten. Die aus früheren Bewerbungen erworbenen Wartezeiten wer-

den in entsprechende Wartepunkte umgerechnet. 

 

§ 11 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.  

 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst für Lehr-

ämter bei beschränkten Kapazitäten vom 1. Januar 2004 (GVBl. LSA S. 26), geändert 

durch Verordnung vom 11. Dezember 2008 (GVBl. LSA S. 456), außer Kraft. 
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Anlage  

(zu § 3 Abs. 2 Satz 2) 

 

 

Einstellungstermin 1. April 2018: 

 

1. Lehramt an Grundschulen   72 

2. Lehramt an Sekundarschulen   50 

3. Lehramt an Gymnasien              78 

4. Lehramt an Förderschulen   46   

5. Lehramt an berufsbildenden Schulen  30. 

 


